
Für das Nachschlagewerk! Nein 
Für die Fachpresse! Nein
Für die Amtliche Sammlung! Nein

Gesetz: BAT §§ 22, 23; Anlage 1 a VergGr. IV 
im Lastenausgleichsamt)

Leitsätze:

K e i n e

(Angestellter

Aktenzeichen: 4- AZR 4-13/76
Urteil des BAG vom 22. November 1977 LAG Berlin
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4 A ZB. 413/76
5 Sa 102/75Berlin

"Verkündet am 
22. November 1977
gez. Sürig, 
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen 
PP*

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 22. November 1977 durch den Richter 
Dr. Neumann als Vorsitzenden, die Richter Dr. Peiler und 
Dr. Jobs sowie die ehrenamtliche Richteriri Bahr und den ehren­
amtlichen Richter Brocksiepe für Recht erkannt:

Auf die Revision des beklagten Landes wird 
das Urteil des Landesarbeitsgerichts Berlin 
vom 26. April 1976 - 5 Sa 102/75 - aufgehoben.
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !
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Tatbestand:

Der Kläger ist zu 90 %  schwerbeschädigt. Er war zu­
letzt vom 1. Dezember 1965 bis zum 30. November 1974- als 
Verwaltungsangestellter bei dem beklagten Land beschäftigt.
Seit dem Jahre 1967 war er als Mitarbeiter der Auskunfts­
stelle B beim Lastenausgleichsamt und dort seit
dem Jahre 1967 im Sachgebiet Landwirtschaft eingesetzt.
Der Kläger erhielt zuletzt Vergütung nach VergGr. V b BAT.

Mit Schreiben vom 29. Dezember 1971 beantragte der 
Kläger seine Höhergruppierung in die VergGr. IV b BAT. Dieser 
Antrag wurde mit Schreiben vom 13. Juli 1972 abgelehnt.

Der Kläger war Leiter einer Arbeitsgruppe, die sich mit 
der Festsetzung von Ersatzeinheit«werten für land- und forst­
wirtschaftliches Vermögen in Gemeinden der früheren Provinz 
B befaßt. Die Ersatzeinheitswerte sind die Grund­
lage für das weitere Lastenausgleichsverfahren. Zur Erfüllung 
dieser Aufgaben werden sog. Gemeindearbeitskreise aus ehren­
amtlichen Mitgliedern gebildet, die aus den betreffenden Ge­
meinden stammen und vom Kläger ausgewählt werden. Die Sit­
zungen werden vom Kläger geleitet.

Bei der Bewertung von land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen ist von einem in Verordnungen vorgegebenen Gemeinde­
hektarsatz auszugehen, durch den im wesentlichen der Gesamt­
wert der zu bewertenden Grundstücke bestimmt wird. Innerhalb 
dieses Rahmens werden die Betriebshektarsätze der zu begut­
achtenden Betriebe durch Vergleich mit anderen Betrieben er­
mittelt. Grundlage für die Bewertung sind u.a. die noch vor­
handenen Einheitswertfeststellungen, die Bodenbeschaffenheit, 
die Geländegestaltung, die innere Verkehrslage, der Zustand 
der Gebäude, der Technisierungsgrad und die Art der Hutzung 
des zutewertenden Anwesens. Die ehrenamtlichen Mitglieder 
der Gemeindearbeitskreise haben dabei in erster Linie die 
Aufgabe, entsprechende Tatsachen in das Verfahren einzu­
führen. Der Gemeindearbeitskreis ermittelt dann eine bestimmte 
Wertskala der Grundstücke, wobei auch diejenigen Grundstücke 
mitbewertet werden, die Personen gehört haben, die keinen Antrag 
im Lastenausgleichsverfahren gestellt haben. Auf die von
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dem beklagten Land erstellte Arbeitsplatzbeschreibung vom~7- 
April 1972 über die Tätigkeit des Klägers wird Bezug ge­
nommen. Die nach dem Abschluß der Gemeindearbeitskreis­
sitzungen zu erstellenden Betriebslisten müssen erst dem 
Lastenausgleichsamt zur Genehmigung vorgelegt werden, ehe 
sie Grundlage für die vom Kläger zu fertigenden Bewertungs­
gutachten sein können. Die Vorlegung der Betriebslisten er­
folgt ohne Beifügung der Akten.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, daß seine 
Tätigkeit die Voraussetzungen der VergGr. IV b Baugruppe 1 
der Anlage 1 a zum BAT erfülle, da sie sich aus der VergGr. V b 
Ballgruppe 1 der Anlage 1 a zum BAT dadurch heraushebe, daß 
sie besonders verantwortungsvoll sei. Dies ergebe sich daraus, 
daß grundsätzlich der Leiter der Auskunftsstelle, bei dem es 
sich in der Regel um einen Angestellten der VergGr. II a BAT 
handele, den Vorsitz bei den Sitzungen des Gemeindearbeits­
kreises führen solle, den er jedoch fast ausnahmslos vertrete. 
Bei den Sitzungen der Gemeindearbeitskreise, die zu 90 % 
in der Bundesrepublik stattfänden, müsse er den ehrenamtlichen 
Mitgliedern die Bewertungs- und Verwaltungsrichtlinien mühsam 
erläutern. Die Beststellung der Ersatzeinheitswerte sei von ent­
scheidender Bedeutungfür die weiteren Lastenausgleichsverfahren 
undberühre in besonderem Maße die ideellen und materiellen 
Belange des beklagten Landes, das die finanziellen Lasten aus 
seiner gutachterlichen Tätigkeit, an die die Lastenausgleichs­
ämter gebunden seien, zu tragen habe. So seien auf den von ihm 
geleiteten Sitzungen der Gemeindearbeitskreise pro Jahr 
Ersatzeinheitswerte in Höhe von insgesamt ca. 88 Mill. DM fest­
gesetzt worden. Der Gemeindearbeitskreis, dem praktisch ein 
erheblicher Entscheidungsspielraum zustehe, wirke damit auch 
entscheidend auf die Lebensverhältnisse der Antragsteller ein.

Der Kläger hat beantragt festzustellen, daß die Beklagte 
verpflichtet ist, ihn seit dem i. Juli 1971 bis zum JO. November 
1974- nach der VergGr. IV b BAT zu vergüten und bei Erfüllung 
dieser Verpflichtung die monatlichen Differenzbeträge zwischen 
den Vergütungsgruppen V b und IV b BAT jeweils vom 15» des Be­
rechnungsmonats an mit 4- % jährlich zu verzinsen.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klageäbzuweisen.
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Es hat die Auffassung vertreten, daß die Tätigkeit des Klä­
gers sich nicht aus der VergGr. V h Eallgruppe 1 BAT dadurch 
heraushebe, daß sie besonders verantwortungsvoll sei. Der 
Tätigkeit des Klägers komme im Rahmen der Lastenausgleichs­
verfahren nur eine eingeschränkte Punktion zu. Entscheidungs­
befugnisse stünden allein dem Leiter der Auskunftsstelle zu.
Das vom Kläger aufgrund der Sitzungen der Gemeindearbeits­
kreise erstellte Gutachten sei lediglich eine Vorarbeit für die 
eigentliche Lastenausgleichsfeststellung, wobei der 
festgesetzte Ersatzeinheitswert, der pro landwirtschaftliche 
Einheit im Durchschnitt 16.000,—  DM betrage, wiederum nur 
Bemessungsgrundlage für die Ent schädigungssumme sei, die in 
aller Regel nur einen Bruchteil davon betrage.Auch stellten 
viele Eigentümer bewerteter Betriebe überhaupt keine Ansprüche 
im Lastenausgleichsverfahren. Die prozentualen Schätzungen 
in der Arbeitsplatzbeschreibung vom 7. April 1972 seien zudem 
unrichtig. In der Zeit vom 1. Juli 1971 bis zum 31. Januar 1972, 
in der der Kläger einen Monat Urlaub hatte und eine Woche krank 
war, hätten unter seiner Leitung nur an 11 Tagen Sitzungen der 
Gemeindearbeitskreise stattgefunden. Seine Arbeitszeit sei da­
mit mit der Vorbereitung und Durchführung der Sitzungen 
der Gemeindearbeitskreise und der Erstellung der Gutachten le­
diglich zu 34- % in Anspruch genommen worden, wobei er in dem ge­
nannten Zeitraum nur in unbedeutendem Umfange Gutachten selbst 
gefertigt und Schriftverkehr schwieriger Art erledigt habe.
Die Eingruppierung der Leiter der Gemeindearbeitskreise in 
die VergGr. V b BAT sei auch allgemein üblich.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die 
Berufung des Klägers hat das Landesarbeitsgericht das Urteil des 
Arbeitsgerichts abgeändert und der Klage stattgegeben. Mit der 
Revision verfolgt die Beklagte ihr Klageabweisungsbegehren 
weiter. Der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen.
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Eat scheidungsgründe:

Der Revision war stattzugeben.
Zutreffend nimmt das Landesarbeitsgericbt zunächst an, 

daß die vom Kläger erhobene Klage als eine der im Öffent­
lichen Dienst allgemein üblichen Eingruppierungsfest­
stellungsklagen nach § 256 ZPO zulässig ist. Das gilt auch 
unabhängig davon, daß sich die vom Kläger erhobene Peststellungs­
klage hier nach seinem Ausscheiden auf-einen abgeschlossenen 
Zeitraum in der Vergangenheit bezieht. Einmal ist ohnehin 
die Berechnung der Bezüge im öffentlichen Dienst dem Kläger 
nicht ohne weiteres möglich, so daß schon Berechnungsschwierig­
keiten bei der Peststellung des genauen Klagebetrages auftreten 
können. Zorn anderen geht es den Parteien überhaupt nicht um die 
rechnerische Höhecfer zu zahlenden Vergütung, sondern um die 
PestStellung der Verpflichtung der Beklagten zur Zahlung einer 
Vergütung nach VergGr. IV b BAT, die zugleich sich auf alle 
weiteren Rechtsfolgen erstreckt, die sich aus der Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten tariflichen Vergütungsgruppe ergeben.
Ein solches Peststellungsurteil führt damit zu einer abschließen­
den Entscheidung des zwischen den Parteien schwebenden Streites. 
Hinzu kommt, daß das Peststellungsurteil auch rechtliche Aus­
wirkungen auf die Höhe der Altersversorgung des Klägers haben 
kann, die ziffernmäßig ohnehin nicht ohne weiteres bestimmbar 
sind (vgl. BAG AP Hr. 25 zu § 256 ZPO; AP Nr. 2 zu § 24 
BAT; AP Nr. 1 zu § 42 BAT; AP Nr. 4 zu § 70 BAT). Dabei kann der 
Kläger auch seinen Zinsanspruch im Wege der Pest stellungsklage 
verfolgen (vgl. BAG AP Nr. 30 zu §§ 22, 23 BAT).

In revisionsrechtlich nicht zu beanstandender Weise geht 
das Landesarbeitsgericht zunächst davon aus, daß es sich bei 
den vom Kläger ausgeübten Tätigkeiten um eine einheitlich zu 
bewertende Gesamttätigkeit handelt, da er vornehmlich mit Tätig­
keiten im Rahmen der Ermittlung von Ersatzeinheitswerten des 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens befaßt sei und diese 
Tätigkeiten in einem inneren Zusammenhang stehen, eine einheit­
liche Zielsetzung haben und nach der behördlichen Übung einheit-
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lieh jeweils für bestimmte Gebiete den Angestellten übertragen 
würden. Dies liegt im Rahmen des BeurteilungsSpielraumes der 
Tatsacheninstanz. Das Landesarbeitsgericht hat weder den Begriff 
der einheitlich zu bewertenden Gesamttätigkeit verkannt noch 
bei seiner Anwendung gegen Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungs­
sätze verstoßen oder irgendwelche wesentlichen Umstände außer 
acht gelassen (vgl. BAG AP Nr. 70, 85, 89, 90 zu §§ 22, 23 BAT). 
Insbesondere hat das Landesarbeitsgericht dabei ausreichend 
berücksichtigt, daß für die Frage, ob eine einheitlich zu be­
wertende Gesamttätigkeit vorliegt, die entsprechenden gesetz­
lichen Vorschriften, die Verwaltungsvorschriften, die behördliche 
Organisation und Übung sowie der innere Zusammenhang der über­
tragenen Aufgaben in Betracht zu ziehen sind (vgl. BAG AP Nr. 77 
und 81 zu §§ 22, 23 BAT).

Nachdem der BAT zum 31« Dezember 1969 gekündigt und erst ab 
1. Januar 1975 durch den 37» Inderungstarifvertrag hinsichtlich 
der Eingruppierungsvorschriften wieder in Kraft gesetzt worden 
ist, findet der BAT einschließlich der Anlage 1 a in der am 31. 
Januar 1969 geltenden Fassung aufgrund der Nachwirkung von § 4 
Abs. 5 TVG auf das Arbeitsverhältnis der Parteien im Klagezeit­
raum Anwendung. Dabei gilt hier die Fassung des Tarifvertrages 
über den Bewährungsaufstieg vom 25. März 1966, nach der in 
VergGr. IV b Fallgruppe 1 Angestellte gehören, die sich aus 
VergGr. V b Fallgruppe 1 dadurch herausheben, daß sie eine 
besonders verantwortungsvolle Tätigkeit ausüben. Damit handelt 
es sich im vorliegenden Falle um aufeinander aufbauende Ver­
gütungsgruppen, bei denen zunächst das Vorliegen der Erforder­
nisse der Ausgangsfallgruppe und sodann das weitere Vorliegen 
der qualifizierenden Tätigkeitsmerkmale zu prüfen ist (vgl.
BAG AP Nr. 77, 79, 85, 91 ZU §§ 22, 23 BAT).

Mit Recht prüft deshalb das Landesarbeitsgericht zunächst, 
ob die Tätigkeit des Klägers gründliche umfassende Fachkennt­
nisse und überwiegend selbständige Leistungen i.S. der VergGr. V b 
Fallgruppe 1 BAT erfordert. Es bejaht das Vorliegen dieser Tätig­
keitsmerkmale in revisi.onsrechtlich nicht zu beanstandender Weise. 
Die gründlichen umfassenden Fachkenntnisse sieht das Landesar­
beitsgericht darin, daß der Kläger im einzelnen Kenntnisse des
- 7 -
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Last enausglei chs-, Festste Hungs-, Bewertungs- und.
Steuerrechts einschließlich sämtlicher Ausführungs- und Ver­
waltungsrichtlinien haben muß und zudem ein breites Erfahrungs­
wissen, da er mit den vielfach juristisch ungeschulten Mit­
gliedern der Gemeindearbeitskreise Zusammenarbeiten muß. Da 
die Parteien über das Vorliegen der tatsächlichen Merkmale 
der Tätigkeitsmerkmale der VergGr. V b auch nicht streiten, ge­
nügte diese Subsumtion im Rahmen einer pauschalen Überprüfung, 
wie sie hier demgemäß zulässig ist,zumal die Beklagte außerdem 
noch besonders auf die Üblichkeit einer entsprechenden Eingrup­
pierung hingewiesen hat und keine Anhaltspunkte dafür ersicht­
lich sind, daß das Landesarbeitsgericht damit den tariflichen 
Begriff der gründlichen umfassenden Fachkenntnisse verkannt, bei 
der Subsumtion den Rechtsbegriff verlassen oder den Beurtei­
lung sSpielraum überschritten hat.

Soweit das Landesarbeitsgericht weiter annimmt, daß die 
Tätigkeit des Klägers auch überwiegend selbständige Leistungen 
erfordere, geht es zunächst davon aus, daß damit eine selbständige 
Tätigkeit vorausgesetzt werde und daß die Arbeitsleistung in der 
Regel ohne direkte Anweisung und Anleitung im Einzelfall ausgeführt 
werden müsse. Es bezieht sich dafür auf die Entscheidungen BAG 
AP Er. 94-, 96 zu § 3 TOA undführt aus, daß eine selbständige Tätig­
keit schon dann gegeben sei, wenn der Arbeitnehmer im Rahmen seiner 
Fachkenntnisse in der Entscheidung frei sei, wie er und welche 
Lösung er finde. Durch diese Bezugnahme auf AP Er. 94-, 96 zu 
§ 3 TOA und die entsprechenden Ausführungen könnte man zu der Auf­
fassung gelangen, das Landesarbeitsgericht habe hier Ausführungen 
nicht zum Begriff der selbständigen Leistungen, sondern zur 
selbständigen Tätigkeit gemacht, wie sie nach diesen Entscheidungen 
gerade vom Begriff der selbständigen Leistungen unterschieden 
werden müssen. Auszugehen ist nämlich für den Begriff der selbstän­
digen Leistungen von der Klammerdefinition, die die Tarifvertrags­
parteien zu dem Begriff der selbständigen Leistungen in YergGr.
YI b Fallgruppe 1 BAT i.d.F. vom 23» Februar 1966 gegeben haben, 
die mit dem Begriff der selbständigen Leistungen in YergGr. V b 
Fallgruppe 1 BAT übereinstimmen (vgl. BAG AP Er. 15 zu §§ 22, 23 
BAT).
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In diesem Zusammenhang müssen die Ausführungen des Lan­
de sarb ei tsgerichts jedoch so verstanden werden, daß mindestens 
eine Tätigkeit ohne direkte Anweisung und Anleitung im Einzel­
fall zu fordern ist und daß das Landesarbeitsgericht den Rechts- 
begriff der selbständigen Leistungen dadurch als gegeben ange­
sehen hat, daß der Arbeitnehmer im Rahmen seiner Pachkenntnisse 
in der Entscheidung darüber frei äst, wie er welche Lösungen findet. 
Das entspricht dem Erfordernis der überwiegend selbständigen 
Leistungen nach der Klammerdefinition der Tarifvertragsparteien.
Das Landesarbeitsgericht folgert dann dementsprechend aus der 
Entscheidungsfreiheit des Klägers bei der Vorbereitung, Durch­
führung und Auswertung der Sitzungen der Gemeindearbeitskreise 
und den damit verbundenen Arbeiten, daß die Tätigkeit des Klägers 
überwiegend selbständige Leistungen erfordert und berücksichtigt 
dabei auch, daß nicht nur das eigentliche Erarbeiten des selb­
ständigen Ergebnisses, sondern auch die hiermit untrennbar 
zusammenhängenden Vorbereitungs- und Ausführungsarbeiten in den 
Zeitaufwand für den Umfang der selbständigen Leistungen mit ein­
zubeziehen sind (vgl. AP Kr. 27 zu §§ 22, 23 DAT).

Aus dem Ge samt Zusammenhang der Ausführungen des Laudesar­
beitsgerichts läßt sich dabei auch erkennen, daß es auf die Ent­
scheidungsfreiheit des Klägers in den einzelnen Bereichen seiner 
Tätigkeit abstellt und nicht nur entscheidend darauf, daß der 
Kläger ohne direkte Anweisung und Anleitung tätig wurde, was 
für sich allein nur eine selbständige Tätigkeit und nicht 
selbständige Leistungen ergäbe. Weil aber auch insoweit die Par­
teien über die tatsächlichen Voraussetzungen des Vorliegens 
dieses Erfordernisses nicht streiten, genügte diese Überprüfung 
der Tätigkeitsmerkmale der VergGr. V b BAT, so daß nur noch 
zu prüfen war, ob sich der Kläger im Sinne der Tätigkeitsmerkmale 
der VergGr. IV b Pallgruppe 1 BAT durch eine besonders verant­
wortungsvolle Tätigkeit aus der Pallgruppe 1 der VergGr. V b BAT 
heraushebt.

Das Landesarbeitsgericht geht auch dazu zunächst vom zutref­
fenden Rechtsbegriff aus, wenn es im Anschluß an die Entscheidungen
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des Senats AP Nr. 85, 91 zu §§ 22, 23 BAT und 45, 81, 112 
zu § 3 TOA nur dann eine besonders verantwortungsvolle Tätigkeit 
annimmt, wenn die übertragene Verantwortung wesentlich größer 
ist als die Verantwortung, die im allgemeinen einem Ange­
stellten der VergGr. V b Pallgruppe 1 obliegt und als maßgeb­
lich hierfür die Wahrnehmung von Aufsichtsfunktionen, die 
Wahrung ideeller oder materieller Belange des Dienstherrn, 
die besondere Stellung im Behördenapparat oder die Aus­
wirkung der Tätigkeit auf die Lebensverhältnisse Dritter an­
sieht. Im Rahmen seines Beurt ei lungs Spielraumes nimmt das 
Landesarbeitsgericht auch zutreffend an, daß hier die besondere 
Verantwortung in den Auswirkungen auf die Lebensverhältnisse 
Dritter gesehen werden kann, da die finanziellen Belastungen 
für das Land Berlin bzw. die Bundesrepublik Deutschland weit­
gehend durch die vorher bestimmten Gemeindehektarsätze fest­
gelegt sind und deshalb eine Wahrnehmung materieller Belange 
des Dienstherrn ausgeschlossen sei.

Das Landesarbeitsgericht verkennt jedoch den Rechtsbe­
griff der besonders Verantwortungsvollen Tätigkeit, wenn es 
annimmt, daß die Höhe der finanziellen Auswirkungen im Einzel­
fall nicht entscheidend sei und es bei dem Begriff der Ein­
wirkung auf die Lebensverhältnisse Dritter nicht auf die Höhe 
einer etwaigen finanziellen Einwirkungsmöglichkeit, sondern 
nur auf die tatsächliche Möglichkeit der Einwirkung überhaupt 
ahkomme. Damit hat das Landesarbeitsgericht bei der Subsumtion 
des vom Kläger vorgetragenen und vom beklagten Land weitgehend 
zugestandenen Sachverhalts den zunächst zutreffend aufge­
stellten Rechtsbegriff verlassen. Entgegen der Auffassung 
des Landesarbeitsgerichts kommt es nämlich als ein mögliches 
Kriterium für das Vorliegen der besonders verantwortungsvollen 
Tätigkeit nicht nur auf die Möglichkeit von Auswirkungen der 
Tätigkeit auf die Lebensverhältnisse Dritter, sondern ent­
scheidend auf Maß und Umfang der tatsächlichen Auswirkungen . 
auf die Lebensverhältnisse Dritter an (vgl. BAG AP Hr. 85,
91 zu §§ 22, 23 BAT). Wenn nämlich die Tätigkeit eines Ange­
stellten nur in einem geringen und damit unbeachtlichen 
Umfange auf die Lebensverhältnisse Dritter einwirkt, kann sie 
aus diesem Grunde allein nicht mehr als besonders verantwor-
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tungsvolle Tätigkeit angesehen werden, weil dann die Lehens­
verhältnisse Dritter gerade nicht mehr entscheidend von der 
Tätigkeit des Angestellten abhängen und daher dann auch nicht 
in der Tätigkeit eine besondere Verantwortung begründet sein 
kann. Entsprechend kann es auch nicht entscheidend sein, ob 
nur unter Umständen eine Möglichkeit zur Einwirkung auf die 
Lebensverhältnisse Dritter besteht, da für das Vorliegen einer 
besonderen Verantwortung die Auswirkungen auf die Lebensver­
hältnisse Dritter tatsächlich gegeben sein und sich im Einzel­
fall dann auch auf die Lebensverhältnisse der Dritten in be­
achtlichem Umfange tatsächlich auswirken müssen. Nur dann ist 
eine besonders verantwortungsvolle Tätigkeit anzunehmen.

Diese Voraussetzungen konnte allerdings das Landesarbeits- 
gericht im vorliegenden Falle zum Teil auch deshalb nicht fest­
stellen, weil der Kläger selbst keine Angaben zum Umfang der Aus­
wirkungen seiner Tätigkeit auf die Lebensverhältnisse Dritter 
gemacht hat. Er hat zwar angegeben, daß sich die Summe der 
Ersatzeinheitswerte auf 88,7 Mill. DM in einem Kreis beliefe 
und der durchschnittliche Ersatzeinheitswert für eine wirtschaft­
liche Einheit 16.000,—  DM betrage. Da jedoch die Gemeinde­
hektarsätze im voraus festgelegt sind und nicht angegeben ist, 
in welchem Umfange davon im Einzelfall Abweichungen vorgenommen 
werden können, ergibt sich aus dem Vortrag des Klägers nicht, 
inwiefern seine Tätigkeit Einwirkungen auf die Lebensverhältnisse 
Dritter bei den späteren Ansprüchen der Betroffenen auf Lasten­
ausgleich hat. Das beklagte Land hat jedenfalls vorgetragen, 
daß die Einwirkungen der Tätigkeit des Klägers auf das Ergebnis 
der Höhe der Lastenausgleichsansprüche verhältnismäßig gering sei. 
Dabei wird das Landesarbeitsgericht auch zu beachten haben,daß, 
wie es dies zutreffend zunächst auch gefordert hat, erst die 
Verantwortung zu prüfen ist, die einem Angestellten schon nach der 
Summe der Merkmale der VergGr. V b  BAT obliegt. Die ordnungsgemäße 
Bearbeitung z.B. von Ansprüchen auf Sozialhilfe, Beihilfe, Reise­
kosten , Umzugskosten usw. hat zwar jeweils auch in bestimmtem Umfange 
Einwirkungen auf die materiellen Belange des Dienstherrn und auch 
auf die Lebensverhältnisse der antragstellenden Dritten, ist aber
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deshalb noch nicht schon für sich genommen . jeweils, eine besonders 
verantwortungsvolle Tätigkeit. Hierzu gehört vielmehr eine 
herausgehobene Verantwortung, für die mehr vorliegen muß, 
als nur eine geringfügige Beeinflussung des jeweiligen Er­
gebnisses.

Soweit das Landesarbeitsgericht die besondere Verantwor­
tung des Klägers weiterhin auch zusätzlich noch darin erblickt, 
daß er die Sitzungen des Gemeindearbeitskreises eigenverant­
wortlich zu leiten hat, wird das vom Landesarbeitsgericht selbst 
als nur zusätzliche Begründung betrachtet. Auch insoweit will 
das Landesarbeitsgericht auf den Entscheidungsspielraum des 
Klägers und die Steuerung der Verhandlungen des Gemeindearbeits­
kreises durch die Vorbereitung und Art der Fragestellung und 
damit auf die Auswirkungen des Ergebnisses auf die Lebensver­
hältnisse Dritter abstellen. Auch hierzu kommt es aber ent­
scheidend darauf an, ob die Auswirkungen auf die Lebensverhält­
nisse Dritter durch die anscheinend nur geringfügige Schwankungs­
breite hinsichtlich der Gemeindehektarsätze und der sich daraus 
ergebenden Betriebshektarsätze einen solchen Umfang haben, daß 
daraus eine beachtliche Einwirkung auf die Lebensverhältnisse 
Dritter und deshalb eine besonders verantwortungsvolle Tätigkeit 
hergeleitet werden kann.

Das Landesarbeitsgericht wird auch über die Kosten der 
Revision mitzubefinden haben.
gez.: Dr. Neumann Dr. Feiler Dr. Jobs

Bahr Brocksiepe
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